
 

 

 

 

 

 

 

 

 

  
 

 

 

Beschluss des Landesbehindertenbeirates 5/2017 

Enrichtung einer Fachstelle für Barrierefreiheit in Sachsen-Anhalt 
ab 2019 

Der Landesbehindertenbeirat empfiehlt der Landesregierung und dem 
Gesetzgeber, das Kompetenzzentrum für Barrierefreiheit ab 2019 als Fachstelle 
für Barrierefreiheit fortzuführen und dafür die notwendigen Ressourcen 
dauerhaft bereit zu stellen. 
Das Landeskompetenzzentrum für Barrierefreiheit hat seit 2013 eine gute Arbeit 
geleistet. Es wurden Daten gesammelt zur baulichen und IT-technischen 
Barrierefreiheit, einzelne Projekte initiiert und eine Schulungsreihe „Barrierefreiheit 
erleben, verstehen, gestalten“ konzipiert und durchgeführt. Die inhaltliche Arbeit 
wurde ausschließlich durch ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geleistet.  
Die zentrale Erkenntnis der fünfjährigen Arbeit ist, dass gemessen an den 
Ansprüchen der UN Behindertenrechtskonvention und des 
Behindertengleichstellungsgesetzes des Landes die Sensibilisierung, Beratung und 
Begleitung nicht in dem erforderlichen Maße auf ehrenamtlicher Basis geleistet 
werden kann. 
Aufgrund dieser Erkenntnisse fordert der Landesbehindertenbeirat die Einrichtung 
einer Fachstelle für Barrierefreiheit, die die erforderlichen Kompetenzen konzentriert.  

Dazu zählen insbesondere: 

• Barrierefreie Gestaltung in den Bereichen Hochbau, Tief- und Verkehrsbau, ÖPNV, 
IT-Technologie, Kommunikation, Recht 

• Sensibilisierung und Beratung 

• Erarbeitung von Vorschlägen 

• Schulung 

• Begleitung von Maßnahmen 

• Projektentwicklung. 

Das Aufgabenspektrum soll sich nicht nur auf räumliche Barrieren beschränken, 
sondern alle Formen von Behinderungen und daraus folgender Benachteiligungen 
umfassen. Für diese Kompetenzen werden vier bis fünf hauptamtliche 
hochqualifizierte Fachpersonen sowie eine verwaltungstechnische Untersetzung 
durch eine Geschäftsstelle benötigt. 
Der Landesbehindertenbeirat empfiehlt, im Jahr 2018 die Konzeption für die 
Ausgestaltung der Fachstelle unter Einbeziehung des bestehenden 
Kompetenzzentrums und des Landesbehindertenbeirates zu erarbeiten.  
Die Fachstelle soll künftig im Landesbehindertengleichstellungsgesetz verankert 
werden. 




